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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 33. 


(Nr, 7893.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 
der Provinz Sachſen. Vom 2. Oktober 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund der $$. 27. und 28. des Geſetzes vom 8. März 1871., 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſtitz, 
nach Anhörung des Sächſiſchen Provinziallandtages und nach erfolgter Zuſtim⸗ 
mung deſſelben zu der Vereinigung der in der Provinz Sachſen beſtehenden 
Landarmenverbände, über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens 
in dieſer Provinz, was folgt: 
§. 1. 

Die innerhalb der provinzialſtändiſchen Begrenzung der Provinz Sachſen 
zur Zeit nach Maßgabe des Regulativs vom A Derne 1845. beſtehenden fünf 
Bezirks⸗Landarmenverbände, nämlich: 


1) der Landarmenverband der beiden Jerichowſchen Kreiſe, 
2) der Magdeburg⸗Halberſtädter Landarmenverband, 


3) der Landarmenverband der beiden Mansfelder Kreiſe, des Saalkreiſes 
und der Stadt Halle, 
4) e Landarmenverband der vormals Sächſiſchen Kreife mit dem Kreiſe 
rfurt, 
5) 55 * der Eichsfeldiſchen Kreiſe mit dem Kreiſe Nord» 
auſen, 
werden mit dem 1. Januar 1872. zu Einem Landarmenverbande vereinigt, welcher 
den Namen „Landarmenverband der Provinz Sachſen“ führt und in der Stadt 
Merſeburg ſeinen Sitz und Gerichtsſtand hat. 
Auf dieſen Verband gehen von demſelben Zeitpunkte ab alle Rechte und 
Pflichten der vorgedachten fünf Bezirks⸗Landarmenverbände über; er übernimmt 
Jahrgang 1871. (Nr. 7893.) 62 ; das 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Oktober 1871. 
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das geſammte Vermögen und die geſammten Einkünfte derſelben mit der Ver⸗ 
pflichtung, das Vermögen ſeinem beſtimmungsmäßigen Zwecke entſprechend zu 
verwalten und die Einkünfte nach Maßgabe der dieſerhalb zu bewirkenden ſpeziellen, 
eventuell vom Provinziallandtage zu beſchließenden Auseinanderſetzungen bei der 
Vertheilung der Koſten des Landarmenweſens den einzelnen Kreiſen in Anrech⸗ 
nung zu bringen. | 

Dem Kommunallandtage der Altmark ſteht es frei, den Eintritt der Alt⸗ 


mark in den Landarmenverband der Provinz Sachſen bis zum 1. Januar 1872. 


zu beſchließen. 
$. 2. 

Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes der Pro⸗ 

vinz Sachſen wird unter Aufſicht und nach den Beſchlüſſen des Provinzial⸗ 


landtages unter Mitwirkung eines provinzialſtändiſchen Ausſchuſſes von einem 
Landarmendirektor — bezüglich deſſen Stellvertreter — geführt. 


. 3. 


Der Landarmendirektor wird vom Provinziallandtage gewählt und vom 
Könige beſtätigt. Seine Anſtellung erfolgt auf die Dauer von 12 Jahren; ſeine 
etwaige Wiederwahl kann auf Lebenszeit erfolgen. Derſelbe erhält aus dem 
Provinzial» Landarmenfonds eine durch den Provinziallandtag feſtzuſetzende Beſol⸗ 
dung und hat Anſpruch auf Penſionsgewährung nach den näheren Vorſchriften 
des $. 65. der Städte⸗Ordnung vom 30. Mai 1853. Er wird durch den 
Landtagsmarſchall vereidigt und in ſein Amt eingeführt. 5 

Den Stellvertreter des Landarmendirektors beſtellt der Landtagsmarſchall 
für den Fall der Behinderung des erſtgedachten Beamten. 

Zur Unterſtützung des Landarmendirektors kann auf deſſen Antrag und 
unter Zuſtimmung des provinzialſtändiſchen Ausſchuſſes ein Syndikus gegen 
Remuneration angenommen werden. 


F. 4. 


Der provinzialſtändiſche Ausſchuß beſteht aus ſechs Mitgliedern, welche 
vom Provinziallandtage aus ſeiner Mitte, jedoch nur auf die Dauer von ſechs 
Jahren, gewählt werden. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. Iſt eine 
Neuwahl vor Ablauf der Wahlperiode nicht vollzogen, ſo dauert das Mandat 
bis zur erfolgten Neuwahl fort. 

Für den Fall, daß die Altmark dem Landarmenverbande der Provinz 
Sachſen bis zum 1. Januar 1872. beitritt, wird die Zahl der Mitglieder des 
provinzialſtändiſchen Ausſchuſſes auf ſieben feſtgeſetzt. Das ſiebente Mitglied 
wählt alsdann der Kommunallandtag der Altmark. 


$. 5. 


u „Der provinzialſtändiſche Ausſchuß, in welchem der Landarmendirektor zwar 
Sitz, aber keine Stimme hat, wählt, ſobald er zum erſten Male im Jahre zuſammen⸗ 
2 tritt, 
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die Dauer des laufenden Jahres, und verſammelt ſich regelmäßig alle drei 
| Monate an einem, in feiner erſten Jahresſitzung ein für alle Mal zu beftim- 
| menden Tage. Außerdem tritt der provinzialſtändiſche Ausſchuß zuſammen, fo 
| oft er von dem Vorſitzenden zufammenberufen wird, was binnen zehn Tagen 
geſchehen muß, ſobald der Landarmendirektor oder zwei Ausſchußmitglieder dieſes 
ſchriftlich beantragen. Der Vorſitzende ift verpflichtet, jedem Mitgliede des Aus⸗ 
ſchuſſes, dem Landarmendirektor, ſowie dem Landtagsmarſchall — bezüglich deſſen 
Stellvertreter — vor den regelmäßigen Sitzungen diejenigen Gegenſtände recht⸗ 
zeitig mitzutheilen, welche in der betreffenden Sitzung zur Berathung kommen 
ſollen und die genannten Perſonen zu jeder außerordentlichen Sitzung unter 
Angabe der Tagesordnung beſonders ſchriftlich rechtzeitig einzuladen. 
Zur Beſchlußfähigkeit des provinzialſtändiſchen Ausſchuſſes iſt die Anweſen⸗ 
heit von wenigſtens drei Mitgliedern, mit Einſchluß des Vorſitzenden, erforderlich. 


$. 6. 
Der Landarmendirektor führt die laufenden Geſchäfte der Verwaltung. 


Er bereitet die Beſchlüſſe des provinzialſtändiſchen Ausſchuſſes vor, theilt die zur 


Berathung vorliegenden Gegenſtände dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes mit und 
trägt für die Ausführung der Beſchlüſſe des Ausſchuſſes Sorge. Er vertritt 
den Landarmenverband nach Außen, verhandelt Namens deſſelben mit Behörden, 
Korporationen und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke allein. 

335 


In wie weit der Landarmendirektor die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen 
oder die Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes beziehungsweiſe des Provinziallandtages zu 
erwirken hat, ſowie der Geſchäftsgang und die Büreaueinrichtung des Landarmen⸗ 
direktors wird durch ein beſonderes, vom Provinziallandtage mit Genehmigung 
des Miniſters des Innern zu beſchließendes Reglement feſtgeſtet „in welchem 
auch das Erforderliche über die den Mitgliedern zu gewährende Entſchädigung 
für Reiſekoſten und Diäten ꝛc. zu beſtimmen iſt. 


§. 8. 


Die ſtaatliche Oberaufſicht über die ſtändiſche Landarmenverwaltung führt 
der Oberpräſident. Derſelbe iſt befugt, über alle Gegenſtände derſelben Auskunft 
zu erfordern und an den Berathungen des provinzialſtändiſchen Ausſchuſſes ent⸗ 
weder perſönlich oder durch einen von ihm abzuordnenden Staatsbeamten Theil 
zu nehmen. Zu dieſem Behufe iſt ihm über jede Sitzung die erforderliche Mit⸗ 


theilung rechtzeitig zu machen. Er hat Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, welche deſſen 


Befugniſſe überſchreiten oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und 
ſolche — ſofern eine das Vorhandenſein einer dieſer Vorausſetzungen begrün⸗ 
dende ſchriftliche Eröffnung an den Landarmendirektor fruchtlos geblieben — 
Behufs Entſcheidung über deren Ausführung dem Miniſter des Innern einzureichen. 
(Nr. 7893.) 62* ir, 


tritt, aus feiner Mitte einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben auf 
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Zur Ordnung der Verwaltung und inneren Einrichtung der Anſtalten des 
Landarmenweſens werden von dem Provinziallandtage mit Genehmigung des 
Miniſters des Innern die nöthigen Reglements erlaſſen. Bei den beſtehenden 
Reglements behält es bis zu deren Abänderung auf dem vorbezeichneten Wege 
ſein Bewenden, ſoweit ſie nicht durch dieſe Verordnung eine Abänderung erleiden. 


§. 10. 
Der Landarmendirektor iſt befugt, in Angelegenheiten der Landarmen⸗ 
verwaltung die Kreis- und Ortspolizei- reſp. Kommunalbehörden zu requiriren. 
$. 11. 


Der Landarmendirektor hat alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſſe das 
Ergebniß der Verwaltung in Bezug auf die Landarmenpflege und das Korri⸗ 
gendenweſen durch die Amtsblätter der Provinz zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


b. 12. 


Mit dem 1. Januar 1872. wird das Regulativ über die interimiſtiſche 
Verwaltung des Landarmenweſens in der Provinz Sachſen vom b. Pander 1845. 
aufgehoben. Sollte bis zu dem gedachten Tage der Kommunallandtag der Alt⸗ 
mark ſeinen Beitritt zu dem Landarmenverbande der Provinz Sachſen nicht 
erklärt haben, ſo bleiben diejenigen Beſtimmungen des gedachten Regulativs in 
Kraft, RR auf den Landarmenverband der Altmark beziehen (beſonders 

3. bis 24.). 


90, 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 

Gegeben Baden-Baden, den 2. Oktober 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7894.) 
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(Nr. 7894.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 
der Rheinprovinz. Vom 2. Oktober 1871. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund der $$. 27. und 28. des Geſetzes vom 8. März 1871., 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗Wohnſitz, 
nach Anhörung des Provinziallandtages der Rheinprovinz und nach erfolgter 
Zuſtimmung deſſelben zu der Vereinigung der in der Provinz beſtehenden fünf 
Landarmenverbände, über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens 
in der Rheinprovinz, was folgt: 


8 


Die in der Rheinprovinz beſtehenden fünf Bezirks » Randarmenverbände 
werden mit dem 1. Januar 1872. zu Einem Landarmenverbande vereinigt, 
welcher den Namen 

„Landarmenverband der Rheinprovinz“ 


führt und in der Stadt Coblenz ſeinen Sitz und Gerichtsſtand hat. 


Auf dieſen Verband gehen von demſelben Zeitpunkte ab alle Rechte und 
Pflichten der vorgedachten fünf Bezirks⸗Landarmenverbände über; er übernimmt 
die Kapitalien und baaren Geldbeſtände derſelben mit der Verpflichtung, die 
Zinſen der Kapitalien und die baaren Geldbeſtände bei der Vertheilung der 
Koſten des Landarmenweſens den Kreiſen des betreffenden Regierungsbezirks in 
Anrechnung zu bringen. 


9 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes der Rhein 
provinz wird von dem Provinzial⸗Verwaltungsrathe nach Maßgabe des Regu⸗ 
lativs für die Organiſation der Verwaltung des provinzialſtändiſchen Vermögens 
und der provinzialſtändiſchen Anſtalten in der Rheinprovinz vom 27. September 
1871. (Geſetz⸗Samml. S. 469.) geführt. 


§. 3. 


Ueber den Umfang und die Benutzung des für den Regierungsbezirk Trier 
beſtehenden Landarmenhauſes in Trier für die Zwecke des Provinzial⸗Landarmen⸗ 
weſens wird für den Fall, daß dieſerhalb eine Vereinigung zwiſchen der Ver⸗ 
waltung des Landarmenhauſes und dem Provinzial⸗Verwaltungsrathe nicht erzielt 
wird, die Entſcheidung dem Provinziallandtage vorbehalten. 

Derſelbe hat in gleicher Weiſe in Betreff der Benutzung der für die 
Regierungsbezirke Aachen, Coblenz, Cöln und Düſſeldorf errichteten Arbeitsanſtalt 
in Brauweiler zur Erfüllung der dem Provinzial⸗Landarmenverbande obliegenden 
Aufgaben zu beſchließen. Bis zur Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages hat 
hierüber der Oberpräſident vorbehaltlich des Rekurſes an den Miniſter des Innern 
zu beſtimmen. 

(Nr. 7894.) F. 4. 
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§. 4. 


Zur Ordnung der Verwaltung und der inneren Einrichtung der im $. 3. 
gedachten Anſtalten werden von dem Provinziallandtage mit Genehmigung des 
Miniſters des Innern die erforderlichen Reglements erlaſſen. Bei den beſtehenden 
Reglements behält es bis zu deren Aenderung auf dem bezeichneten Wege ſein 
Bewenden. 
F. 5. 
Die ſtändiſchen Landarmenbehörden find befugt, in Angelegenheiten ihres 

Geſchäftskreiſes die Kreis⸗ und Ortsbehörden zu requiriren. N 


$. 6. 


Der a » Berwaltungsrath hat alljährlich nach dem Rechnungs» 


abſchluſſe das Ergebniß der Verwaltung in Bezug auf die Landarmenpflege und 


das Korrigendenweſen durch die Amtsblätter der Provinz zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


$. 7. 
Mit dem im F. 1. bezeichneten Zeitpunkte tritt die Verordnung vom 
14. Juni 1859. (Geſetz⸗Samml. S. 341.) außer Kraft. 5 d 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Baden-Baden, den 2. Oktober 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7895.) 
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(Nr. 7895.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1871., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis- 
Chauſſee von Neiſſe im Regierungsbezirk Oppeln über Bielau nach dem 
Steinberge und von da bis zur Landesgrenze bei Groß ⸗Kunzendorf im 
Anſchluß an die Oeſterreichiſche Bezirksſtraße nach Freiwaldau. 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Ständen 
des Kreiſes Neiſſe im Regierungsbezirk Oppeln befchloffenen Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Neiſſe über Bielau nach dem Steinberge und von da bis zur 
Landesgrenze bei Groß ⸗Kunzendorf im Anſchluß an die Oeſterreichiſche Bezirks⸗ 
ſtraße nach Freiwaldau genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Neiſſe 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach 1 1 15 der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref⸗ 
fenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee ; 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die GeſetzSammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Baden⸗Baden, den 20. September 1871. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 78957896.) (Ir. 7896.) 
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(Nr. 7896.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗ Obligationen 
' des Neiſſer Kreiſes im Betrage von 68,000 Thalern, II. Emiſſion. Vom 
20. September 1871. 


Bi. Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
5 Nachdem von den Kreisſtänden des Neiſſer Kreiſes auf den Kreistagen 
vom 15. Juni 1868. und 17. Juni 1869. beſchloſſen worden, die zur Ausfüh⸗ 
rung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel 
neben der durch das Privilegium vom 12. Dezember 1864. (Geſetz⸗Samml. 
1865. S. 68.) bereits ee Anleihe im Wege einer ferneren Anleihe 
zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläu⸗ 
biger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 68,000 Thalern 
ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der 
Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 68,000 
Thalern, in Buchſtaben: Acht und ſechszig Tauſend Thalern, welche in folgenden 


Apoints: 
30,000 Thaler à 200 Thaler, 
31,000 à 100 . 
1 5 u 
2 ER, = 68,000 Thaler, 
1 nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
{ fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1881. ab mit wenigſtens jährlich zwei Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverchrei 
>. bungen, nach Maßgabe des von der Regierung zu Oppeln feſtzuſtellenden Til- 
= gungsplanes zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
ei Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
A Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
. thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Baden⸗Baden, den 20. September 1871. 


. | (L. S.) Wilhelm. 
5 N Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


72 


Ei: Pro⸗ 


"A 


er 


Provinz Schlefien, Regierungsbezirk Oppeln. 
Obligation 


des 


Neiſſer Kees 
II. Emiſſion 
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Auf Grund der untern genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe 
vom 15. Juni 1868. und 17. Juni 1869. wegen Aufnahme einer Schuld von 
68,000 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des 
Neiſſer Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, 
Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 
940.5 Thalern Preußiſch Kurant, welche für den Kreis kontrahirt worden 
und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 68,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1881. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens zwei Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen, nach Maßgabe des von der Königlichen Regierung zu 
Oppeln feſtgeſtellten Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1881. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
raſcher zu amortifiren, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen 
zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen 
werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des 
Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt fünf, drei und Einen Monat vor dem Zahlungs⸗ 
termine in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Oppeln und in einer zu Breslau erſcheinenden Zeitung, ſowie in 
dem Neiſſer Kreisblatte. . i 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 1. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück. 

abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
Bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Neiſſe, und zwar auch in der nach dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. En 
Jahrgang 1871. (Nr. 7896.) 63 Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die ſchlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab» 


ezogen. 

Sr Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld. 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Neiſſe. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zwanzig halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons + Serie erfolgt bei der Kreis- 
Kommunalkaſſe zu Neiſſe gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons, wenn nicht der Inhaber der Obligation Widerſpruch da⸗ 
gegen eingelegt hat. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 


Bet Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Neiſſe, den enn 1. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Neiſſer Kreiſe. 


Pro⸗ 
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provinz Schleſien, Regierungsbezirk Oppeln. 
Zinskupon 


zu der 

Kreis⸗Obligation des Neiſſer Kreiſes 
II. Emiſſion 
Litir =... . Min u 
übers‘. Module Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
Just Thaler ..... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinsk 

Zeit vom . ere e e ee „ reſp. vom en. 


Neiſſe, den en 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Neiſſer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach der 
Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden Kalen · 
derjahres an gerechnet, erhoben wird. 


provinz Schleſien, Kegierungsbezirk Oppeln. 
er 


Ta, oa ä 8 Thaler à fünf Prozent Zinſen, 
die 2 Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis- 
Kommunalkaſſe zu Neiſſe. 

Neiſſe, den . ten . 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Neiſſer Kreiſe. 


Anmerkung. Der Talon iſt zum Unterſchiede auf der ganzen Blattſeite unter den beiden 
. Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nachſtehender Art 
abzudruden: 


10 ter Zins-Aupon. | SO fer Zins -Aupon. 


Talon. 


(Nr. 78967897.) (Nr. 7897.) 
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(Nr. 7897.) Bekanntmachung, betreffend die der Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahngeſellſchaft er- 
theilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betrieb einer Eiſenbahn 
von Görlitz nach Reichenberg (Landesgrenze) und Zittau, von Weißwaſſer 
nach Muskau und von Lübbenau bis zur Landesgrenze in der Richtung 
auf Camenz zur Verbindung mit Dresden und Pirna. Vom 16. Ok. 
tober 1871. 2 


3), Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeffiond- Urkunde vom 
9. Oktober 1871. der Berlin» Görliger Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Betrieb 
einer Eiſenbahn von Görlitz nach Reichenberg (Landesgrenze) und Zittau, von 
Weißwaſſer nach Muskau und von Lübbenau bis zur Landesgrenze in der Rich⸗ 
tung auf Camenz zur Verbindung mit Dresden und Pirna unter gleichzeitiger 
Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. Die vorgedachte Ur⸗ 
kunde gelangt durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu Potsdam, 
Frankfurt a. d. O. und Liegnitz zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 16. Oktober 1871. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Weishaupt. 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſterlums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


